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MDR-357270-2026-5 Wien, 08. April 2026
Entwurf eines Bundesgesetzes, mit dem

das Allgemeine Birgerliche Gesetzbuch

und das Aul3erstreitgesetz gedndert wer-

den (Obsorge fur unbegleitete Minder-

jahrige-Gesetz -ObUM-G),

Begutachtung,

Stellungnahme;

zu GZ: 2026-0.178.355

Zu dem mit Schreiben vom 2. Marz 2026 Gbermittelten Entwurf eines Bundesgesetzes wird wie folgt
Stellung genommen:

Zu Artikel 1(Anderung des Allgemeinen Biirgerlichen Gesetzbuchs)
ZuZ.1(8207a ABGB)
§207a Abs. 1 ABGB:

Die vorgesehene ex lege Obsorge fir unbegleitete minderjdhrige Fremde ab dem Zeitpunkt ihres
Antreffens im Inland wird von der Wiener Kinder- und Jugendhilfe (WKJH) aus kinderschutzrechtli-
cher Perspektive ausdricklich begrifRt. Mit der ex lege Obsorge wird eine Kinderrechtsschutzlicke
beseitigt, die in der Vergangenheit zu teils vehementer Kritik im Inland sowie auf internationaler
Ebene gefuhrt hat. Zudem wird insbesondere den Vorgaben der UN-Kinderrechtskonvention (vgl.
General Comment No. 6, Rn. 33), des Bundesverfassungsgesetzes Uber die Rechte von Kindern so-
wie der EU-Aufnahmerichtlinie Rechnung getragen. Die Neuregelung der Obsorge erhéht nicht nur
die Rechtssicherheit, sondern kann darGber hinaus Risiken fir die betroffenen Kinder im Bundesge-
biet (z.B. dem Risiko des Kinderhandels) entgegenwirken.

Gegen die Zuweisung dieser Obsorge an die Kinder- und Jugendhilfetrager (KJHT) bestehen aus
Sicht der WKJH keine grundsétzlichen Einwande. Es ist jedoch darauf hinzuweisen, dass eine Mehr-
heit der Bundeslander diese Losung ablehnt. Seitens mehrerer Lander wird vorgeschlagen, fir die
Daver des Zulassungsverfahrens — etwa wahrend des Aufenthalts in einer Bundesbetreuungseinrich-
tung - die Obsorge der Bundesagentur fUr Betreuungs- und Unterstitzungsleistungen (BBU) zu

Ubertragen.
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Der aktuelle Entwurf ldsst offen, welcher konkrete Kinder- und Jugendhilfetrager (KJHT) im Zeit-
punkt des Antreffens fir die Obsorge kraft Gesetzes zustdndig wird. Zur Klarstellung der ortlichen
Zusténdigkeit wird angeregt, die Formulierung dahingehend zu prazisieren, dass ,der 6rtlich zustdn-
dige Kinder- und Jugendhilfetrdger" mit der Obsorge betraut ist.

Es ist darauf hinzuweisen, dass die angedachte Regelung im Ergebnis dazu fUhrt, dass jene unbeglei-
teten Minderjahrigen, die einen Antrag auf internationalen Schutz stellen, regelmaRig binnen weni-
ger Stunden in die Zusténdigkeit zweier verschiedener KJHT fallen, weil zunachst der Ort des An-
treffens maRgeblich ist und kurz darauf im Normalfall eine Uberstellung in die Erstaufnahmestelle
Ost in Traiskirchen erfolgt.

Des Weiteren erscheint die Tatsache, dass Eltern (oder andere Personen) im Ausland grundsatzlich
weiterhin zur Obsorge berechtigt sind und in Obsorgeverfahren einzubeziehen waren, problema-
tisch und fUhrt zu zuséatzlichem Aufwand fur die KJHT, insbesondere wenn die Eltern in Krisenregio-
nen schwer oder nicht erreichbar sind. Auch der Umfang der Einbeziehung ist unklar. Zusatzlich fih-
ren etwaige gerichtliche Klarungen von Streitfallen zwischen dem KJHT und anderen mit der Obsor-
ge betrauten Personen zu einem weiteren Ressourcenaufwand fir den KJHT.

Betreffend unbegleitete Minderjdhrige aus der Ukraine ist darauf hinzuweisen, dass nach ukraini-
schem Recht Eltern die Obsorge durch schriftliche Vollmacht an Dritte (z.B. Verwandte oder Bekann-
te in Osterreich) Ubertragen kénnen; dies ist insbesondere bei Aufenthalten zu Studium oder Schul-
besuch haufig. In diesem Zusammenhang ware es winschenswert, explizit klarzustellen, dass solche
mittels Vollmacht Gbertragenen Obsorgeverhéltnisse nicht von der ex lege Obsorge erfasst sind.

§207a Abs. 2 ABGB:

Die ex lege Obsorge fihrt wohl kurzfristig zu Ressourceneinsparungen bei den KJHT, weil zahlreiche
Obsorgeantrdge und Obsorgeverfahren fir unbegleitete Kinder entfallen. Diese Ersparnis durfte
jedoch weitgehend durch die Verpflichtung aufgehoben werden, bei Dissens mit den betroffenen
Minderjdhrigen ein pflegschaftsgerichtliches Verfahren zur Altersfeststellung einzuleiten, weshalb
insgesamt mit einem spirbaren Mehraufwand fir die KJHT zu rechnen ist. Dabei sind vor allem
Grenzfélle in der Praxis problematisch: Es ist denkbar, dass deutlich Erwachsene (z.B. 30-J&hrige)
behaupten, minderjshrig zu sein. Bis zum Abschluss des Obsorgeverfahrens bliebe dann dennoch
die Obsorge beim KJHT mit entsprechenden Ressourcenfolgen. Aufgrund der bisher fehlenden Er-
fahrungswerte und der Abhangigkeit von der Anzahl des Antreffens betroffener Kinder in der Zu-
kunft l3sst sich die konkrete Hohe der Mehrkosten derzeit nicht eindeutig beziffern.

Durch die - wie in den Erlauterungen (Seite 4) zutreffend angefihrt — fehlende gegenseitige Bin-
dung an Feststellungen des Alters bzw. allenfalls erstellte Gutachten zwischen den zustandigen Stel-
len bleibt das Problem bestehen, dass KJHT, Bundesamt fir Fremdenwesen und Asyl (BFA) bzw.
andere Stellen von unterschiedlichen Altern ausgehen kénnen. Eine méglichst einheitliche und klare
Feststellung sowie Handhabung der Altersfrage ist zentral, um Verfahrens- und Praxisunsicherhei-
ten, Zustandigkeitskonflikte sowie Schwierigkeiten bei der Wahrnehmung von Obsorge- und Be-
treuungsaufgaben zu vermeiden.
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Mit der aktuellen Regelung ist zudem kein Anpassungsspielraum innerhalb der Minderjahrigkeit
vorgesehen, was dazu fUhren kann, dass Kinder aus Sicht des KJHT und des BFA bzw. anderer Stel-
len unterschiedliche Alter innerhalb der Minderjghrigkeit haben.

Es wird zudem empfohlen, im Gesetzestext die Méglichkeit einer gerichtlichen Uberprifung des
Alters vorzunehmen, wenn eine Person angibt, volljshrig zu sein, jedoch konkrete Anhaltspunkte
dafir bestehen, dass es sich um eine minderjahrige Person handeln kénnte. Aus der Praxis von Op-
ferschutzeinrichtungen fir Betroffene von Menschenhandel ist bekannt, dass Opfer auf Anweisung
von Tater*innen teilweise angeben, volljdhrig zu sein, um in weniger engmaschige Betreuungsstruk-
turen zu gelangen. Im Sinne des Kindesschutzes waére eine solche Regelung daher zu begriRen.

Empfohlen wird, bei der kumulativen Aufzdhlung in Abs. 2 vor ,vorliegenden Urkunden" das Wort
,allenfalls" einzufigen, da entsprechende Urkunden in der Praxis haufig nicht vorhanden sind.

Zudem sollte im Sinne der Klarheit des Wortlauts das Wort ,.er" durch ,der Kinder- und Jugendhilfe-
tréiger" ersetzt werden.

Die verwendete Formulierung ,méglichst verstdndlich zu informieren" ist unzureichend. Vor dem Hin-
tergrund des Art. 27 Abs. 5 lit. a der Richtlinie (EU) 2024/1346, der mit dem Begriff ,sichergestellt" als
Muss-Bestimmung auszulegen ist, wird die Streichung des Wortes , méglichst" empfohlen.

§207a Abs. 3 ABGB:

Die vorgesehene Zweifelsregel, wonach bei nicht eindeutig feststellbarem Alter von der Minderjah-
rigkeit auszugehen ist, erscheint sachgerecht und entspricht dem zu begrifenden Grundsatz ,in
dubio pro minore".

Die Formulierung ,der in Abs. 2 angefihrten Untersuchungen" erscheint prazisierungsbeduirftig, weil
der Begriff ,Untersuchungen” in Abs. 2 nicht naher definiert ist und daher unklar bleibt, welche kon-
kreten MalRnahmen darunter zu verstehen sind. Eine Klarstellung — etwa durch eine Auflistung in den
Erlduterungen — ware daher zweckmaRig.

ZuZ.2(8212 ABGB)

Der Entwurf sieht eine Obsorgeibertragung bei Kindern gem. § 207a ABGB an den 6rtlich zustandi-
gen KJHT vor. Die Einholung der Zustimmung des neuen 6rtlich zustédndigen KJHT entféllt. Die vor-
geschlagene Regelung wird ausdricklich begrif3t, weil sie dem Umstand Rechnung tragt, dass die
Obsorge mdglichst bei jener Stelle liegen soll, in deren Wirkungsbereich sich das Kind tatsachlich
aufhalt.

Anzumerken ist, dass weder das Gesetz noch die Erlduterungen darauf eingehen, wie sich dieser
Ubergang in der Praxis konkret vollzieht. Es wird daher empfohlen, die Erlduterungen dahingehend
zu ergénzen, dass im Falle eines Wechsels der Zustandigkeit zwischen den KJHT Vorkehrungen zu
treffen sind, die den Informationsfluss von einen auf den anderen Trager sicherstellen. Dabei ist das
betroffene Kind in partizipativer Weise einzubeziehen.
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Des Weiteren ist darauf hinzuweisen, dass im nunmehr eingefigten letzten Satz des § 212 ABGB der
Begriff ,unbegleiteter Minderjdhriger" verwendet wird, wahrend sich dieser Begriff im zitierten § 207a
ABGB nicht wiederfindet. Im Sinne der Rechtssicherheit und Klarheit der Bestimmung wird daher
eine einheitliche Terminologie empfohlen, konkret: ,Wechselt ein Kind nach § 207a [...]".

Zu Z 3(§8225a ABGB)
§ 225a Abs.1Z.2 ABGB:

Der Begriff ,Anhaltspunkte" ist unscharf und normativ schwer greifbar. Zudem stellt sich die Frage,
ob zwischen den beiden Voraussetzungen der Z. 2 — dem Anhaltspunkt fUr den Auslandsaufenthalt
des Kindes und dem darauf erfolgten Ersuchen an die Sicherheitsbeh&rde — eine konditionale Ver-
knupfung besteht. Aus Sicht der WKJH ist diese VerknUpfung unter Bezugnahme auf den Wortlaut
zu bejahen. Sie erweist sich jedoch als weder sachgerecht noch zweckmafig und durfte in der prakti-
schen Anwendung erhebliche Auslegungsprobleme nach sich ziehen. Im Interesse einer einheitlichen
Vollzugspraxis sowie der bestmdglichen Wahrung des Kindeswohls erscheint eine ndhere Klarstel-
lung der Voraussetzungen zweckmaRig, unter denen von solchen Anhaltspunkten auszugehen ist.

Laut den Erlauterungen zu § 225a ABGB (letzter Satz) soll auch eine Abschiebung zur Beendigung
der Obsorge fuhren. Dies sollte ausdricklich in den Gesetzestext aufgenommen werden.

Zu § 225a Abs. 2 ABGB:

Die gegenstédndliche Regelung, wonach die Obsorge des KJHT nicht endet, wenn das Kind einen
Aufenthaltstitel erhalt, wird ausdricklich begrif3t.

In § 225a Abs. 2 ABGB wird empfohlen, das Wort ,weil" durch ,wenn" zu ersetzen.
Allgemeine Anmerkungen: Fehlende Regelungen fiir Care-Leaver

Die Nachbetreuung Uber die Volljdhrigkeit hinaus erfdhrt im Zuge des gegenstandlichen Geset-
zesentwurf keine Beachtung. Es wird daher angeregt, zumindest in den Erlduterungen ausdricklich
auf die Notwendigkeit einer Nachbetreuung junger Erwachsener hinzuweisen und entsprechende
Rahmenbedingungen vorzusehen. Ebenso erscheint eine ausreichende Finanzierung spezialisierter
Anlaufstellen erforderlich.

Insbesondere ehemalige unbegleitete Minderjahrige im Asylkontext, die sich erst seit kurzer Zeit in
Osterreich aufhalten und hier die Volljshrigkeit erreichen, ben&tigen haufig weiterhin intensive Un-
terstUtzung bei der selbststéandigen LebensfUhrung, da ihnen in der Regel ein familidres oder sozia-
les Netzwerk fehlt. Die Klarung von Perspektiven, die Entwicklung realistischer Ziele sowie das Erler-
nen und Festigen eines eigenstandigen Alltags sind daher auch Uber den 18. Geburtstag hinaus er-
forderlich. Viele dieser jungen Erwachsenen verfigen zudem noch nicht Uber ausreichende
Deutschkenntnisse und sind mit grundlegenden Anforderungen des selbststandigen Lebens — etwa
Behordenwegen oder dem Zugang zum privaten Wohnungsmarkt — nicht vertraut.
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Vor diesem Hintergrund ist es erforderlich, dass auch nach Erreichen der Volljahrigkeit weiterhin
professionelle und auf die spezifischen Bedirfnisse dieser Zielgruppe abgestimmte Unterstitzungs-
angebote zur Verfigung stehen.

Zu den Erlauterungen

Der § 207a Abs. 1 letzter Satz ABGB sieht ,andere mit der Obsorge betraute Personen" vor. Es ware
zweckdienlich, auch in den Erlauterungen durchgehend auf diesen — gegeniber den Eltern erweiter-
ten — Kreis mdglicher Obsorgeberechtigter Bezug zu nehmen.

Bei der erstmaligen Erwahnung (Seite 2) sollten die ,Dublin-llI-VO" auch als ,Verordnung (EU)
604/2013" sowie das ,KSU" in einer etwas léngeren Form, etwa ,Haager Ubereinkommen Uber den
Schutz von Kindern”, angefihrt werden.

Zudem sollte auf Seite 2 die Setzung der Klammer hinsichtlich ,(kurz Asyl- und Migrationsmanage-
mentverordnung; bisher: Art. 2 lit j Dublin-Ill-VO zurickgegriffen (vgl auch § 2 Abs. 1 Z 177 NAG)" korri-
giert werden.

In den Erlduterungen zum AulRerstreitgesetz sollte bei den ABGB-Zitaten klargestellt werden, dass es
sich um solche handelt (Erganzung der Zahlen um den Kurztitel ,ABGB").

FUr den Landesamtsdirektor
(elektronisch gefertigt)

Mag. Martin Hassfurther
Senatsrat

Ergeht an:
1. Préasidium des Nationalrates
2. alle Amter der Landesregierungen
3. Verbindungsstelle der Bundeslander
4. MA11(zu GZ: MA 11-363914-2026)
mit dem Ersuchen um Weiterleitung
an die einbezogenen Dienststellen
5. MA53
zur Veré&ffentlichung auf der
Stadt Wien-Website

Dieses Dokument wurde amtssigniert.
Diese Amtssignatur gilt fir Wien als Gemeinde und Land.
WW Stadt

H Information zur Prufung des elektronischen Siegels
Wien ¢ o

bzw. der elektronischen Signatur finden Sie unter:
https://www.wien.gv.at/amtssignatur

Verkehrsanbindung: Linie U2, Station Rathaus, Offnungszeiten: Montag bis Freitag 7.30 - 15.30 Uhr



		2026-04-08T13:35:14+0200
	Informationen zur Prüfung finden Sie unter http://www.signaturpruefung.gv.at




